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Bericht 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Erleichterung des Übergangs vom Arbeitsieben 
in den Ruhestand 

— Drucksachen 10/880, 10/985, 10/1175 — 


Bericht der Abgeordneten Sieler, Dr. Friedmann und Frau Seiler-Albring 


Nach dem Gesetzentwurf in der Fassung der Be- 
schlußempfehlung des federführenden Ausschusses 
für Arbeit und Sozialordnung kann die Bundesan- 
stalt für Arbeit (BfA) Arbeitgebern Zuschüsse zu 
den Aufwendungen für Vorruhestandsleistungen an 
Arbeitnehmer gewähren, die das 58. Lebensjahr 
vollendet und ihre Erwerbstätigkeit beendet haben. 
Wegen der Voraussetzungen im einzelnen wird auf 
den Gesetzentwurf und die dazu vorliegende Be- 
schlußempfehlung und den Bericht des Ausschus- 
ses für Arbeit und Sozialordnung hingewiesen. 

Hervorzuheben seien jedoch ebenso wie die Einbe- 
ziehung der 58jährigen in die Vorruhestandsrege- 
lung auch die Verringerung der Zuschußhöhe auf 
35 V.H., die Wahrung der Entscheidungsfreiheit des 
Arbeitgebers, Vorruhestandsleistungen zu erbrin- 
gen, wenn die Zahl der Empfänger von Vorruhe- 
standsgeld die Grenze von 5 v. H. der Belegschaft 
überschreitet Dieser Überforderungs schütz kann 
auch durch Errichtung von Ausgleichskassen oder 
durch gemeinsame Einrichtungen der Tarif parteien 
sichergestellt werden. Zu nennen ist aber ferner 
noch die Gewährung der Berlin-Zulage auch an 
Berliner Vorruheständler, obgleich kein Dienstver- 
hältnis mehr besteht. 

Mit dem Gesetzentwurf soll die Grundkonzeption 
der Förderung für die Zahlung von Vorruhestands- 
geld festgelegt werden. Die Regelung geht davon 
aus, daß die Tarifvertragsparteien Vereinbarungen 


über ein Vorruhestandsgeld treffen. Die staatliche 
Förderung besteht in der Zuschußgewährung. Die 
Aufwendungen für die Zuschüsse sind aus den Mit- 
teln zu finanzieren, die der Bundesanstalt zur 
Durchführung ihrer Aufgaben zur Verfügung ste- 
hen. 

Gegenüber dem Regierungs entwurf ergeben sich 
aus der Beschlußempfehlung des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung keine nennenswerten fi- 
nanziellen Mehrbelastungen. Der vorgesehene Fi- 
nanzrahmen wird damit eingehalten. 

Die absolute Höhe der finanziellen Belastung für 
die BfA aufgrund der Vorruhestandsregelung kann 
heute naturgemäß noch nicht vorausgesagt werden, 
da dies letztlich davon abhängt, für wie viele Tarif- 
bereiche derartige Vorruhestandsvereinbarungen 
abgeschlossen werden und wie groß die Zahl der 
älteren Arbeitnehmer ist, die von dem Angebot Ge- 
brauch machen. 

Unter der Annahme, daß 66^/3 v. H. aller 60- bis 
63jährigen und 50 v. H. aller 58- bis, 59jährigen von 
der Vorruhestandsregelung Gebrauch machen wer- 
den und 50 V. H. der freigewordenen Arbeitsplätze 
wiederbesetzt werden, wird bei einem Zuschuß in 
Höhe von 35 v, H. von folgenden Kosten ausgegan- 
gen (Dynamisierung mit 4 v. H. jährlich gemäß Re- 
gierungsentwurf unterstellt): 
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Alle Tarifbereiche ohne öffentlichen Dienst 
— in Mio. DM — 



1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

Inanspruchnehmende 

140 000 

563 000 

572 000 

595 000 

607 000 

Belastung BA/Bund 

606 

2 534 

2 677 

2 898 

3 077 


Der aus dem Bundeshaushalt an die BfA (Kapitel 
1112 Titelgruppe 03) gezahlte Zuschuß wird nicht 
berührt. 

Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltslage des 
Bundes vereinbar. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung vorgelegten 
Beschlußempfehlung. 


Bonn, den 28. März 1984 

Der Haushaltsausschuß 

Walther Sieler Dr. Friedmann Frau Seiler «Albring 

Vorsitzender Berichterstatter 
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